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V e r k e h r s r e c h t
Radfahrverbot nach Trunkenheitsfahrt
Wer auf einem Fahrrad mit einer Blutalko-
holkonzentration (BAK) von mehr als 1,6 
Promille unterwegs ist und anschließend 
das von ihm geforderte medizinisch-psy-
chologische Gutachten nicht fristgerecht 
beibringt, dem kann zu Recht verboten 
werden, fahrerlaubnisfreie Fahrzeuge im 
öffentlichen Straßenverkehr zu führen. Das 
hat das Verwaltungsgericht Neustadt ent-
schieden.

Der Kläger wurde mit rechtskräftigem Straf-
befehl wegen einer Trunkenheitsfahrt im 
Straßenverkehr verurteilt: Zeugen hatten 
bei der Polizei gemeldet, dass er mit dem 
Fahrrad in auffälliger Weise gefahren sei. 
Beim Eintreffen der Polizei schob der Kläger 
das Fahrrad. Ein freiwilliger Atemalkoholtest 
lag bei 1,73 Promille. Der Kläger willigte in 
eine Blutprobe ein und gab an, drei bis vier 
Weinschorlen getrunken zu haben. Nach 
den Feststellungen des Arztes stand er un-
ter sehr starker Beeinflussung durch Alko-
hol. Die Blutprobe von 22.03 Uhr ergab eine 
Blutalkoholkonzentration in Höhe von 2,21 
Promille.
Der Kläger wurde sodann von der Behör-
de aufgefordert, ein medizinisch-psycho-
logisches Gutachten zur Frage seiner Fah-
reignung vorzulegen. Da der Kläger das 
Gutachten in der Folgezeit nicht beibrachte, 
untersagte ihm die Behörde die Nutzung al-
ler fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge im öffent-

lichen Straßenverkehr.
Das Verwaltungsgericht bestätigte das 
ausgesprochene Verbot, fahrerlaubnisfreie 
Fahrzeuge aller Art (also insbesondere auch 
ein Fahrrad) im öffentlichen Straßenverkehr 
zu führen. Nach den einschlägigen Vor-
schriften der Fahrerlaubnisverordnung sei 
von der Fahrerlaubnisbehörde ein medizi-
nisch-psychologisches Gutachten anzufor-
dern, wenn ein Fahrzeug im Straßenverkehr 
bei einer BAK von 1,6 Promille oder mehr 
geführt worden sei. Lege der Betroffene 
das angeforderte Gutachten nicht oder 
nicht fristgerecht vor, dürfe die Fahrerlaub-
nisbehörde bei ihrer Entscheidung auf die 
Nichteignung zum Führen von Fahrzeugen 
schließen und die daraus folgenden, gesetz-
lich vorgesehenen Maßnahmen ergreifen.
Die Gutachtensanordnung der Beklagten 
sei rechtmäßig ergangen. Soweit der Kläger 
einwende, ein medizinisch-psychologisches 
Gutachten wegen fehlender finanzieller 
Mittel nicht beibringen zu können, sei die-
ser Umstand unbeachtlich, führte das Ge-
richt aus.
Verwaltungsgericht Neustadt,
Urteil vom 12.08.2020 – 1 K 48/20.NW –

M i e t r e c h t
Falsche Mieterselbstauskunft
Verschweigt ein Wohnungsmieter zu Miet-
beginn Schulden und gibt damit eine falsche 
Mieterselbstauskunft über die Vermögensver-
hältnisse ab, kann ihm trotz dessen, dass keine 
Mietrückstände vorliegen, fristlos gekündigt 
werden. Dies hat das Landgericht Lüneburg 
entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall klagte der 
Vermieter einer Wohnung Ende 2018 vor 
einem niedersächsischen Amtsgericht gegen 
seinen Mieter auf Räumung und Herausgabe 
der Wohnung. Hintergrund dessen war, dass 
über das Vermögen des Mieters ein Insolvenz-
verfahren eröffnet wurde, der Mieter aber zu 
Mietbeginn in der Mieterselbstauskunft über 
seine Vermögensverhältnisse angegeben hat-
te, keine Schulden zu haben. Der Vermieter 
nahm dies zum Anlass das Mietverhältnis frist-
los zu kündigen. Das Amtsgericht gab der Kla-
ge statt. Dagegen richtete sich die Berufung 
des Mieters.
Das Landgericht Lüneburg bestätigte die Ent-
scheidung der Vorinstanz. Dem Vermieter ste-
he ein Anspruch auf Räumung und Herausga-

be der Wohnung zu. Die fristlose Kündigung 
des Mietverhältnisses sei gemäß § 543 Abs. 
1 BGB wegen der verschwiegenen Schulden 
zulässig gewesen. Der Mieter habe über seine 
Vermögensverhältnisse getäuscht. Durch die 
Falschangabe sei ein wesentliches und be-
rechtigtes Interesse des Vermieters an einem 
solventen Vertragspartner verletzt worden.

Der Umstand, dass das Mietverhältnis keine 
Mietrückstände aufwies, habe aus Sicht des 
Landgerichts keine Rolle gespielt. Die pünkt-
liche Zahlung der Miete könne das erschüt-
terte Vertrauensverhältnis nicht wiederher-
stellen. Zudem bestehe weiterhin die erhöhte 
Gefahr des finanziellen Ausfalls des Mieters. 
Vom Vermieter dürfe nicht verlangt werden, 
erst abzuwarten, dass ihm ein Schaden ent-
steht, den er durch Einholung ordnungsgemä-
ßer Angaben gerade von vornherein vermei-
den will.
Das Landgericht wies ferner daraufhin, dass 
die Zulässigkeit der Frage nach den Vermö-
gensverhältnissen nicht von der Miethöhe 
abhänge. Die Höhe der Mieteinnahmen spiele 
für die Gefährdung der finanziellen Interessen 
des Vermieters keine Rolle. Fallen zum Beispiel 
bei einem Privatvermieter die monatlichen 
Mieteinnahmen weg, mit denen er seine ei-
genen Darlehensverbindlichkeiten bedient, 
könne er unabhängig von der Miethöhe in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten.
Landgericht Lüneburg,
Beschluss vom 13.06.2019 – 6 S 1/19 –

M i e t r e c h t
Dübellöcher
Ein Wohnungsmieter ist verpflichtet, nach 
Ende des Mietverhältnisses die mit Latex-
farben bemalten Wände zu überstreichen. 
Zudem muss er Dübellöcher entfernen und 
zwar unabhängig davon, in welcher Anzahl sie 
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vorliegen. Dies hat das Landgericht Wuppertal 
entschieden.
Nach dem Ende des Mietverhältnisses über 
eine Wohnung im September 2017 muss-
te der Vermieter feststellen, dass zahlreiche 
Wände der Wohnung mit kräftigen Latexfar-
ben dekoriert waren. Zudem befanden sich 
126 Dübellöcher in den Wänden. Der Vermie-
ter verlangte von den Mietern die Beseitigung 
der Farben und der Dübellöcher. Da sich diese 
weigerten, beauftragte der Vermieter einen 
Maler mit den Arbeiten. Dessen Kosten zog 
er von der Mietkaution ab. Damit waren die 
Mieter nicht einverstanden und erhoben Kla-
ge. Das Amtsgericht Mettmann wies die Klage 
ab. Dagegen richtete sich die Berufung der 
Mieter. 
Das Landgericht Wuppertal bestätigte die Ent-
scheidung des Amtsgerichts. Die Mieter haben 
sich wegen der fehlenden Beseitigung der La-
texfarben und der Dübellöcher schadenersatz-
pflichtig gemacht.
Die Mieter haben zwar die Wohnung während 
der Mietzeit so dekorieren dürfen, wie es ih-
rem Geschmack entsprach. Allerdings seien 
sie verpflichtet gewesen, bei Beendigung des 
Mietverhältnisses die Wohnung wieder so 
herzurichten, dass normale Schönheitsrepa-
raturen ausgereicht hätten. Dagegen haben 
sie trotz Fristsetzung verstoßen, indem sie die 
von ihren aufgebrachten kräftigen Latexfarben 
weder beseitigt noch entsprechend behandelt 
haben.
Das Landgericht hielt zwar Befestigungen mit-
tels Dübellöcher vom vertragsgemäßen Ge-
brauch einer Wohnung umfasst. Doch seien 
diese bei Beendigung des Mietverhältnisses 
zu entfernen und die Löcher fachgerecht zu 
verschließen. Dabei komme es nicht darauf an, 
wie viele Dübellöcher vorliegen. Eine Pflicht, 
Dübellöcher oder andere Bohrlöcher zu ent-
fernen, bestehe nicht nur, wenn diese auf 
einem atypischen Nutzerverhalten beruhen.
Landgericht Wuppertal,
Urteil vom 16.07.2020 – 9 S 18/20 –

A u s l ä n d e r r e c h t
Keine Einbürgerung ohne Händeschütteln
Der Verwaltungsgerichtshof Rheinland-Pfalz 
hat den Einbürgerungsantrag eines libane-
sischen Staatsangehörigen abgelehnt, weil er 
einer Frau nicht die Hand schütteln möchte.
Der knapp vierzigjährige Kläger reiste 2002 
mit einem Visum zum Zwecke eines Deutsch-
kurses und anschließenden Studiums in das 
Bundesgebiet ein. Er schloss sein Medizinstu-
dium in Deutschland erfolgreich ab, ist mittler-
weile Facharzt und an einer Klinik als Oberarzt 
tätig.
Im Jahr 2012 beantragte der Kläger seine Ein-
bürgerung, unterschrieb dabei die Bekennt-
nis- und Loyalitätserklärung sowie das Merk-
blatt zur Verfassungstreue und Absage an alle 
Formen des Extremismus und bestand den 
Einbürgerungstest mit der maximal möglichen 
Punktzahl. Bei der geplanten Aushändigung 
der Einbürgerungsurkunde weigerte der Klä-
ger sich 2015, der zuständigen Sachbearbei-
terin des Landratsamts zur Begrüßung die 
Hand zu geben; denn er habe seiner Ehefrau 
versprochen, keiner anderen Frau die Hand zu 
geben. Zur Aushändigung der Einbürgerungs-
urkunde kam es nicht. Gegen die daraufhin 
vom Landratsamt 2016 abgelehnte Einbürge-

rung hat der Kläger Klage zum Verwaltungs-
gericht Stuttgart erhoben, das diese abwies. 
Die Berufung des Klägers hiergegen zum VGH 
blieb erfolglos.
Eine Einbürgerung setze nach § 10 Staatsan-
gehörigkeitsgesetz voraus, dass der Bewerber 
seine Einordnung in die deutschen Lebensver-
hältnisse gewährleiste. Die Einordnung in die 
deutschen Lebensverhältnisse setze - jenseits 
der stets vorauszusetzenden Bereitschaft zur 
Beachtung von Gesetz und Recht - auch eine 
tätige Einordnung in die elementaren Grund-
sätze des gesellschaftlich-kulturellen Gemein-
schaftslebens voraus. In Deutschland - wie 
auch in anderen westlichen Staaten - seien 
Handschlag und Händeschütteln gängige 
nonverbale Begrüßungs- und Verabschie-
dungsrituale, die unabhängig von sozialem 
Status, Geschlecht oder anderen personellen 
Merkmalen der beteiligten Personen erfolgten 
und auf eine jahrhundertelange Praxis zurück-
gingen.
Verweigere der Einbürgerungsbewerber das 
Händeschütteln aus geschlechtsspezifischen - 
und damit mit Art. 3 Abs. 2 und 3 GG nicht in 
Einklang zu bringenden - Gründen, sei keine 
Einordnung in die deutschen Lebensverhält-
nisse gegeben.
Verwaltungsgerichtshof Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 20.08.2020 – 12 S 629/19 –

S t e u e r r e c h t
Verwarnungsgelder
Die Zahlung eines Verwarnungsgeldes durch 
den Arbeitgeber führt nicht zu Arbeitslohn bei 
dem Arbeitnehmer, der die Ordnungswidrig-
keit (Parkverstoß) begangen hat. Dies hat der 
Bundesfinanzhof entschieden.
Die Klägerin betrieb einen Paketzustelldienst 
im gesamten Bundesgebiet. Soweit sie in In-
nenstädten bei den zuständigen Behörden 
keine Ausnahmegenehmigung nach § 46 der 
Straßenverkehrs-Ordnung erhalten konn-
te, die ein kurzfristiges Halten zum Be- und 
Entladen in ansonsten nicht freigegebenen 
Bereichen (z.B. Halteverbots- oder Fußgänger-
zonen) unter bestimmten Auflagen ermög-
licht hätte, nahm sie es hin, dass die Fahrer 
ihre Fahrzeuge auch in Halteverbotsbereichen 
oder Fußgängerzonen kurzfristig anhielten. 
Wenn für diese Ordnungswidrigkeit Verwar-
nungsgelder erhoben wurden, zahlte die Klä-
gerin diese als Halterin der Fahrzeuge.
Das Finanzamt war unter Verweis auf ein frü-
heres BFH-Urteil der Ansicht, es handele sich 
hierbei um Arbeitslohn. Das Finanzgericht 
(FG) gab demgegenüber der Klägerin Recht. 
Der BFH hob das FG-Urteil auf und wies die 
Rechtssache an das FG zur anderweitigen Ver-
handlung und Entscheidung zurück. Er bestä-
tigte das FG zunächst darin, dass im Streitfall 
die Zahlung der Verwarnungsgelder auf eine 
eigene Schuld der Klägerin erfolgt ist und da-
her nicht zu einem Zufluss von Arbeitslohn bei 
dem Arbeitnehmer führen kann, der die Ord-
nungswidrigkeit begangen hat.
Im zweiten Rechtsgang hat das FG aber noch 
zu prüfen, ob den Fahrern, die einen Park-
verstoß begangen hatten, nicht dadurch ein 
geldwerter Vorteil und damit Arbeitslohn zu-
geflossen ist, weil die Klägerin ihnen gegen-
über einen Regressanspruch hatte, auf den sie 
verzichtet hat. Dass es sich bei den zugrunde-
liegenden Parkverstößen um Ordnungswid-

rigkeiten im absoluten Bagatellbereich han-
delt, spielt nach dem BFH für die Beurteilung, 
ob Arbeitslohn vorliegt, keine Rolle
Bundesfinanzhof,
Urteil vom 13.08.2020 – VI R 1/17 –

I n t e r n e t r e c h t
Identitätsprüfung bei Facebook
Der Betreiber eines sozialen Netzwerks darf 
nach seinen Nutzungsbedingungen die Prü-
fung der Identität eines Nutzers verlangen. 
Kommt der Nutzer dieser Pflicht nicht nach, 
kann der Plattformbetreiber das Konto kündi-
gen. Dies hat das Landgericht Frankfurt a.M. 
entschieden.

Anfang März 2019 meldete sich ein Mann als 
Nutzer bei dem sozialen Netzwerk Facebook 
an. Facebook versetzte das Konto zunächst in 
den sogenannten „Fake-Account-Checkpoint“ 
und verlangte vom Nutzer, die Echtheit seines 
Kontos, zum Beispiel durch Vorlage einer Ko-
pie seines Ausweises oder Bildes, oder durch 
Eingabe eines Bestätigungscodes von einem 
seiner Geräte zu bestätigen. Da der Nutzer 
dem trotz nochmaliger Aufforderung nicht 
nachkam, wurde das Konto gesperrt. Dage-
gen richtete sich die Klage des Nutzers. Er ver-
langte die Wiederherstellung seines Kontos 
sowie Schadensersatz in Höhe von 50 Euro 
pro Tag.
Das Landgericht Frankfurt a.M. wies die Kla-
ge ab. Zunächst bestehe kein Anspruch auf 
Wiederherstellung des Kontos. Die Betreiberin 
des sozialen Netzwerks Facebook habe den 
Nutzervertrag kündigen dürfen, da der Kläger 
gegen seine Pflichten aus dem Vertrag versto-
ßen habe. Gemäß den Nutzungsbedingungen 
sei ein Nutzer verpflichtet, Informationen zu 
seiner Person vorzulegen. Dementsprechend 
müsse es der Beklagten auch möglich sein, 
solche Informationen überprüfen zu können. 
Soweit der Kläger auf das Interesse an der 
Wahrung seiner Anonymität verwies, hielt das 
Gericht dies für unbeachtlich, da der Kläger 
nicht zur Offenlegung seines Namens ver-
pflichtet gewesen sei. Zudem habe es dem 
Kläger freigestanden, andere soziale Netz-
werke zu nutzen, die auf die Offenlegung der 
Identität verzichten.
Da die Beklagte keine Pflichtverletzung be-
gangen habe, so das Landgericht, bestehe 
auch kein Schadenersatzanspruch des Klägers.
Landgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 03.09.2020 – 2-03 O 282/19 –
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